
Auszug aus der Thüringer Kommunalordnung 

 

§ 44 

Beanstandungsverfahren 

Hält der Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeinderats oder eines Ausschusses für 
rechtswidrig, so hat er ihren Vollzug auszusetzen und sie in der nächsten Sitzung, die 
innerhalb eines Monats nach der Entscheidung stattfinden muss, gegenüber dem 
Gemeinderat oder dem Ausschuss zu beanstanden. Verbleibt der Gemeinderat oder der 
Ausschuss bei seiner Entscheidung, so hat der Bürgermeister unverzüglich die 
Rechtsaufsichtsbehörde zu unterrichten. Gegen die Entscheidung der 
Rechtsaufsichtsbehörde kann die Gemeinde Klage bei dem zuständigen Verwaltungsgericht 
erheben. Das Vorverfahren nach § 68 Abs. 1 VwGO entfällt. 

 

§ 120 

Beanstandungspflicht 

(1) Die Rechtsaufsichtsbehörde kann rechtswidrige Beschlüsse, Anordnungen und sonstige 
Maßnahmen der Gemeinde oder des Landkreises sowie Bürgerentscheide, die geltendes 
Recht verletzen, beanstanden und verlangen, dass sie aufgehoben werden. Kommen 
Gemeinden und Landkreise ihren gesetzlichen Pflichten und Aufgaben nicht nach, so kann die 
Rechtsaufsichtsbehörde anordnen, dass sie diese erfüllen. 

(2) Die Fachaufsichtsbehörde kann der Gemeinde oder dem Landkreis in Angelegenheiten 
des übertragenen Wirkungskreises Weisungen erteilen. Zu weiter gehenden Eingriffen in die 
Verwaltungstätigkeit sind die Fachaufsichtsbehörden unbeschadet der Entscheidung über 
Widersprüche nicht befugt. 

 

§ 121 

Ersatzvornahme 

(1) Kommt eine Gemeinde oder ein Landkreis innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist 
den Anordnungen der Rechtsaufsichtsbehörde (§ 120 Abs. 1) nicht nach, so hat diese die 
notwendigen Maßnahmen anstelle und auf Kosten der Gemeinde oder des Landkreises zu 
treffen und zu vollziehen. Hierfür gelten die Bestimmungen des Thüringer 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

(2) Kommt eine Gemeinde oder ein Landkreis innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist 
einer Weisung der Fachaufsichtsbehörde (§ 120 Abs. 2) nicht nach, so ist die 
Rechtsaufsichtsbehörde auf Antrag der Fachaufsichtsbehörde verpflichtet, diese bei der 
Durchführung ihrer gesetzlichen Aufgaben nötigenfalls unter Anwendung der in § 120 Abs. 1 
und Absatz 1 festgelegten Befugnisse zu unterstützen. Soweit Große kreisangehörige Städte 
Aufgaben wahrnehmen, die ihnen nach § 6 Abs. 4 übertragen sind, richtet sich die 
Zuständigkeit der Rechtsaufsichtsbehörden im Rahmen von Satz 1 nach den für kreisfreie 
Städte geltenden Vorschriften. 
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